Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2683 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Besold, Höcherl und Genossen 


betr. Verhütung von Verkehrsunfällen, die ihren 
Grund in mangelnder Sehschärfe von Verkehrs- 
teilnehmern haben 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist der Bundesregierung das Ergebnis einer Repräsentativ- 
erhebung des Instituts Allensbach bekannt, aus der hervor- 
geht, daß 680 000 PKW-Fahrer — damit also jeder siebte 
PKW-Fahrer in der Bundesrepublik — wissen, daß ihre 
Sehschärfe bei einer ärztlichen Überprüfung nicht zufrie- 
denstellend wäre und sie trotzdem Fahrzeuge steuern, ob- 
wohl damit eine ständige Gefahr im Straßenverkehr ver- 
bunden ist? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach derselben Er- 
hebung 15 v. H. aller LKW-Fahrer und 18 v. H. aller 
Motorradfahrer eine nicht ausreichende Sehschärfe haben 
und trotzdem keine Brille tragen ? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die zu 
80 v. H. auf „menschliches Versagen" zurückzuführenden 
Unfallursachen im Straßenverkehr zu einem erheblichen 
Teil ihre Erklärung in der mangelnden Beachtung einer 
ausreichenden Sehtauglichkeit durch die Verkehrsteilnehmer 
finden ? 

4. Sind der Bundesregierung Erfahrungen bekannt, welche die 
österreichische Bundesregierung mit ihren sehr strengen 
Gesetzesvorschriften (Bundesgesetzblatt für die Republik 
Österreich, Jahrgang 1955, ausgegeben am 23. November 
1955 und 31. Dezember 1955 — Jahrgang 1959, ausgegeben 
am 5. Juni 1959) in der gleichen Frage gesammelt haben 
dürfte ? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, wenigstens darauf hinzu- 
wirken, daß die künftige Ausgabe von Führerscheinen von 
der Beibringung eines augenärztlichen Attestes abhängig 
gemacht wird, aus dem hervorgeht, daß die Bewerber über 
eine ausreichende Sehschärfe verfügen oder, wenn das nicht 
der Fall gewesen ist, daß sie von ärztlicher Seite auf einen 
vorhandenen Schaden, der ihnen vielfach garnicht bewußt 
ist, hingewiesen worden sind? 
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6. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die Inhaber 
von Führerscheinen von Zeit zu Zeit auf ihre körperliche 
Tauglichkeit zur Führung eines Kraftfahrzeuges überprüfen 
zu lassen? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag über ent- 
sprechende Maßnahmen und Gesetzesvorschriften anderer 
verkehrsreicher Länder zu berichten ? 
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